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Brandenburgs CDU-In-
nenminister Michael 
Stübgen hat Anfang 

April vor »Cyberextremismus« 
gewarnt und dabei 
auf den sogenann-
ten Verfassungs-
treuecheck verwie-
sen. Was hat er vor?

Stübgen hatte schon im 
August 2022 einen Ge-
setzentwurf im Landtag 
eingereicht. Darin be-
rief sich die Regierung 
aus SPD, CDU und 
Grüne auf einen Land-
tagsbeschluss »zum 
konsequenten Vorge-
hen gegen den Rechts-
extremismus« und 
einen Beschluss der Innenminister-
konferenz vom Dezember 2019, wo-
nach die Länder »eigene Maßnahmen 
und Bekämpfungsansätze entwickeln 
können, um etwaigen extremistischen 
Tendenzen im öffentlichen Dienst zu 
begegnen und deren Entstehung vor-
zubeugen«. Wer als Behörde Men-
schen neu einstellt, soll verpflichtet 
werden, sich beim »Verfassungs-
schutz« zu erkundigen, ob »Erkennt-
nisse« vorliegen, die »an der Gewähr 
für das Eintreten für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zwei-
feln lassen«.

Worin unterscheidet sich der 
Entwurf von 2022 von jenen Be-
schlüssen?

Die sprachen von »Rechtsextremis-
mus«, der Entwurf von »extremisti-
schen Tendenzen«. Das und der ge-
plante Ablauf erinnern mich an den 
Radikalenerlass von 1972 und die 
Umsetzung in Baden-Württemberg. 
Im jetzigen Text ist von Beamten die 
Rede. Aber die Tür wird offengehal-
ten, um das auf alle Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes auszuweiten.

Soll der Inlandsgeheimdienst 
weiter ermächtigt werden?

Ein zuletzt im März 2024 zusätzlich 
eingebrachter Gesetzentwurf zum 
»Verfassungsschutzgesetz« will die 
Kompetenzen drastisch ausweiten. 
Der Behörde müsse erlaubt werden, 
»Finanzermittlungsmaßnahmen 
zielgenau und der Gefahrenlage ent-
sprechend durchzuführen«. Der »Ver-
fassungsschutz« hat heute ungemein 
viel größere technische Möglichkei-
ten – und eine Geschichte, Stichwort 
NSU-Mordserie. Dieser Bock soll 
jetzt zum Gärtner gemacht werden 
und die Definitionshoheit behalten. 
Im Grunde geht es um einen Radika-
lenerlass 2.0 in Gesetzesform.

Der »Verfassungstreuecheck« 
war vergangene Woche wieder 
Thema im Innenausschuss. Was 
hat sich in Potsdam zugetragen?

2022 gab es eine Anhörung zum da-
maligen Gesetzentwurf. In dem Jahr 
hatten wir an 50 Jahre Radikalenerlass 

erinnert. In den 50 Jahren war ja eine 
Menge Unrecht passiert. Am 5. März 
2024 brachten die Brandenburger Re-
gierungsparteien SPD, CDU, Grüne 

plötzlich einen Ände-
rungsantrag zum alten 
Gesetzentwurf ein, der 
alles noch verschärfte. 
Und scheinen sich da 
völlig einig zu sein.
Wie genau?
Bei Disziplinarverfah-
ren soll die Behörde 
Leute erst mal hinaus-
werfen dürfen und Be-
troffene müssten sich 
dann wieder in den 
Dienst klagen – prak-
tisch eine Beweislast-
umkehr.

Eine weitere Innenausschusssit-
zung fand am 10. April statt.

Da ging es zum einen um die Fi-
nanzermittlungen. Datenschützer 
und andere übten deutliche Kritik am 
neuen Gesetzentwurf der Regierung. 
Zum »Verfassungstreuecheck« wurde 
wegen der Änderungen eine weitere 
mündliche Anhörung gefordert, weil 
noch so viel geändert wurde. Aber das 
wurde abgeschmettert von den Regie-
rungsparteien. Die Experten durften 
sich nur noch schriftlich äußern.

Warum?
Die Koalition will das Ding im 
Schweinsgalopp durchziehen, unter 
allen Umständen. Am 24. April steht 
die Verabschiedung des Gesetzes auf 
der Tagesordnung. Gerade eine halbe 
Stunde ist vorgesehen! Bei 47 Seiten 
neuem Text samt Begründung.

Wie verhielt sich die Opposi-
tion?

Auffallenderweise sagte die AfD am 
10. April im Innenausschuss kein ein-
ziges Wort. Ob aber alle bei den Lin-
ken gemerkt haben, dass sie ebenso 
gemeint sein könnten, weiß ich nicht.

Der Impuls von manchen Lin-
ken ist oft, zu bejubeln, dass der 
Staat Faschisten aus den Behör-
den entfernen wolle …

… und das halte ich für eine ganz 
große und äußerst gefährliche Illu-
sion! Im Kleingedruckten findet man 
dann, dass eine angebliche Bedro-
hung durch den »Linksextremismus« 
herbeibeschworen wird. Schneller als 
wir gucken können, wird sich dieses 
Instrumentarium gegen ganz andere 
Leute richten als die, gegen die zu-
letzt viele Menschen auf die Straße 
gegangen sind.

Sehen Sie einen Zusammen-
hang mit den Bemühungen, die 
Gesellschaft »kriegstüchtiger« 
zu machen?

Selbstverständlich! Dieses Gesetz 
ist eine Maßnahme, um alle, die 
irgendwie von einem Mainstream 
der »Heimatfront« abweichen, an-
zupassen und zu disziplinieren.

 Interview: Marc Bebenroth

Polizei räumt größtes 
besetztes Haus Frankreichs
Paris. Frankreichs Polizei hat 100 Ta-
ge vor den Olympischen Spielen das 
größte besetzte Haus des Landes, eine 
stillgelegte Fabrik in Vitry-sur-Seine, 
in der rund 450 Migranten lebten, ge-
räumt, wie der Sender BFM TV am 
Mittwoch mitteilte. Demnach setzten 
die Behörden rund 250 Polizisten in 
dem Pariser Vorort ein. Wie Anadolu 
erläuterte, habe die Regierung im Vor-
feld der Spiele begonnen, Obdachlose 
zu vertreiben, ohne Lösungen anzu-
bieten. Laut eines Mitglieds der Orga-
nisation Médecins du Monde habe die 
»soziale Säuberung der Straßen der 
Île-de-France« im Vorfeld der Veran-
staltung bereits begonnen.  (jW)

Proteste gegen  
Israel-Projekt bei Google
Washington. Dutzende von Google-Mit-
arbeitern haben am Dienstag mit Sitz-
streiks in den Büros des Tech giganten 
in New York City und im kalifornischen 

Sunnyvale gegen die Zusammenarbeit 
des Unternehmens mit Israel protes-
tiert. Google und Amazon haben mit 
der israelischen Regierung einen Ver-
trag im Wert von 1,2 Milliarden Dollar 
abgeschlossen, der als Projekt Nimbus 
bekannt ist. Ein Softwareingenieur bei 
Google erklärte laut der Los Angeles 
Times, der Gedanke sei erschreckend, 
»dass der Code, den ich schreibe, vom 
israelischen Militär für den ersten KI-
gestützten Völkermord aller Zeiten ver-
wendet werden könnte«.  (jW)

Studie: Chinas E-Autobauer 
immer innovativer
Beijing. Chinesische E-Autohersteller 
haben einer Studie zufolge im interna-
tionalen Vergleich bei technischen In-
novationen zuletzt deutlich aufgeholt. 
Wie aus dem am Mittwoch veröffent-
lichten Innovationsranking des Center 
of Automotive Management (CAM) 
hervorgeht, erreichten chinesische Auto-
mobilhersteller 45 Prozent der globalen 
Innovationsstärke, deutsche Unterneh-
men kamen auf 20 Prozent. Im Mittel-

punkt der Analyse standen Neuerungen 
im Bereich Elektromobilität, etwa bei 
Reichweite, Verbrauch und Ladeleis-
tung.  (AFP/jW)

Britisches Arbeitsrecht 
schützt nicht bei Streiks
London. Das britische Arbeitsrecht 
schützt Beschäftigte nicht ausreichend 
vor Konsequenzen durch Unterneh-
mer, wenn sie an Streiks teilnehmen. 
Vielmehr verstößt es gegen die Euro-
päische Menschenrechtskonvention, 
weil es Unternehmen die Möglichkeit 
einräumt, Sanktionen zu verhängen. 
Zu dieser Auffassung gelangte am 
Mittwoch der Oberste Gerichtshof des 
Vereinigten Königreichs. Er verwies 
darauf, dass Beschäftigte, die wegen 
Teilnahme an rechtmäßigen Streikak-
tionen entlassen werden, in Großbri-
tannien Klage wegen unfairer Entlas-
sung einreichen könnten. Beschäftigte, 
die disziplinarische Maßnahmen er-
leiden, die nicht bis zur Entlassung rei-
chen, seien jedoch nicht ausdrücklich 
geschützt.  (Reuters/jW)

NACHRICHTEN

Als Aktivisten am Mittwoch gegenüber vom Hotel Atlantic in Münster dieses Transparent in den 
Bäumen vertäuten, begann dort die Verkehrsministerkonferenz. Ganz oben auf der Tagesordnung stand ein Bericht des Bundes-
ministers zur »verkehrspolitischen Lage«. Der dafür zuständige FDP-Dienstherr Volker »Klimakrise statt Fahrverbote« Wissing 
war allerdings gar nicht erst angereist. Das Treffen mit den Kollegen der Länder schien ihm nicht wichtig genug. Und so überließ 
er die »leeren Worte und Versprechen« zwei Staatssekretären.  (jW)

Konferenzverbot gekippt
Belgien: Gericht sieht Versammlungsfreiheit von Ultrarechten verletzt

Brüsseler Behörden sind damit 
gescheitert, ein Treffen ultra-
rechter Politiker in der belgi-

schen Hauptstadt zu verhindern. Das 
Verbot der Versammlung habe gegen 
das »Grundrecht der friedlichen Ver-
sammlungsfreiheit« verstoßen, urteilte 
das Oberste Verwaltungsgericht Bel-
giens Mittwoch früh. Es wäre ange-
bracht gewesen, die öffentliche Ordnung 
»mit Maßnahmen gegen die öffentlichen 
Demonstrationen« zu schützen, anstatt 
gegen ein »privates Treffen« vorzuge-
hen.

Redner auf der als Spendengala 
und Vernetzungstreffen angelegten 
zweitägigen »Nationalkonservativis-
muskonferenz« (Natcon) waren etwa 
Ungarns Ministerpräsident Viktor 
Orbán, der frühere Chef der briti-
schen Brexit-Partei, Nigel Farage so-
wie der offen rassistische ehemalige 

französische Präsidentschaftskandi-
dat Éric Zemmour.

Der Bürgermeister des Stadtteils 
Saint-Josse, Emir Kir, hatte am Diens-
tag das Verbot angeordnet, da von der 
Konferenz und Gegendemonstrationen 
eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
ausginge und zu befürchten sei, dass es 
zu rassistischen oder homophoben Äu-
ßerungen komme. Ein Großaufgebot der 
Polizei hinderte daraufhin Teilnehmer 
am Betreten der Räumlichkeiten.

Belgiens Regierungschef Alexan-
der De Croo nannte das Vorgehen am 
Dienstag abend auf X »inakzeptabel«. 
Die von der Verfassung garantierte 
Rede- und Versammlungsfreiheit kön-
ne nicht durch eine Kommune außer 
Kraft gesetzt werden, so der liberale 
Politiker. Eine Sprecherin des britischen 
Premierminister Rishi Sunak bezeichne-
te das Verbot als »extrem verstörend«.

Am Mittwoch rühmte sich Orbán auf 
der Natcon, dass es in seinem Land kei-
ne Einwanderer gäbe. Muslime würden 
zu vielen Problemen führen, denn »wir 
haben eine christliche Tradition auf die-
sem Kontinent«, so der Ungar. Der frü-
here Chef des deutschen Inlandsgeheim-
dienstes und Politiker der »Werteunion«, 
Hans-Georg Maaßen, sprach laut seines 
X-Accounts über »Migration als ideo-
logisches Projekt«.

Der für den Polizeieinsatz gegen die 
Konferenz verantwortliche Bürgermeis-
ter Kir war zumindest in der Vergangen-
heit nicht als konsequenter Antifaschist 
aufgefallen. So wurde der Sohn türki-
scher Einwanderer 2020 wegen seiner 
Kontakte zu den faschistischen Grauen 
Wölfen aus der Sozialistischen Partei 
ausgeschlossen. Nick Brauns
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»Das wird sich 
schnell gegen 
Linke richten«
Brandenburg: Regierung will Gesetz 
für »Verfassungstreuecheck« im 
Schweinsgalopp verabschieden. 
Ein Gespräch mit Lothar Letsche

Lothar Letsche lebt in 
Baden-Württemberg und 
betreibt die Internetseite 

www.berufsverbote.de

Pfeifen im Wald.
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